
Editorial
Recht auf Reparatur – was steht jetzt an?

Am 23. April 2024 wurden die Trilog-Verhandlungen zum
„Richtlinienvorschlag über gemeinsame Vorschriften zur
Förderung der Reparatur von Waren“ (sog. ReparaturRL-V)
abgeschlossen. Das Europäische Parlament hat den Vor-
schlag mit überwältigender Mehrheit angenommen. Sobald
die Richtlinie vom Rat förmlich gebilligt und sie im Amts-
blatt der Europäischen Union veröffentlicht wird, haben die
Mitgliedstaaten noch 24 Monate Zeit, sie in nationales
Recht umzusetzen. Der nationale Gesetzgeber, der bereits
an einem nationalen ReparaturG arbeitet und einen „Repa-
rierbarkeitsindex“ einzuführen gedenkt, wird hierfür vor
allem auch die Gewährleistungsregelungen des BGB anpas-
sen müssen.
Die verbraucherschützende Richtlinie ist ein
Baustein des sog. European Green Deals, der
2019 von der Europäischen Kommission aus-
gerufen wurde, um Europa bis 2050 klima-
neutral zu machen. Dabei spielte vor allem
die Stärkung der Kreislaufwirtschaft eine er-
hebliche Rolle, die in den Mitteilungen der
Kommission zum Aktionsplan für die Kreis-
laufwirtschaft und zur neuen Verbraucher-
agenda aufgegriffen und schließlich im Re-
paraturRL-V zum Europäischen Verbraucher-
vertragsrecht mündete. Danach sollen Re-
paraturen für Alltagsgegenstände einfacher
werden, um die Verbraucher von schnellen Neukäufen ab-
zuhalten, die vor allem im Zusammenhang mit gängigen
Haushaltsgeräten, wie Staubsaugern und Waschmaschinen
aber auch Smartphones, Tablets und Displays als Ver-
schwendung von Ressourcen und Energie angesehen wer-
den. Die Idee des ReparaturRL-V bestand daher von Anfang
an darin, Verbrauchern Anreize zu setzen, damit sich diese
für eine Reparatur anstatt für eine Neuanschaffung ent-
scheiden.
Das Ergebnis des Trilog-Prozesses und die damit festste-
henden Inhalte der künftigen ReparaturRL sind dabei recht
schnell zusammengefasst. Hersteller – hilfsweise auch Im-
porteure und Händler – müssen ihre Produkte, sofern sie in
den (bislang sehr übersichtlichen) Anwendungsbereich fal-
len, künftig auch nach der gesetzlichen Gewährleistungs-

zeit zu angemessenen Preisen und innerhalb angemessener
Zeiträume reparieren; defekte IT-Geräte können durch ge-
brauchte und professionell wiederaufbereitete Geräte (sog.
Refurbished-IT) ersetzt werden. Verbraucher, die sich im
Rahmen ihres Nacherfüllungsanspruches für eine Reparatur
entscheiden, wird die gesetzliche Gewährleistungszeit um
weitere 12 Monate verlängert (Art. 5, 12 ReparaturRL-V).
Die Bereitschaft der Verbraucher, das Reparaturrecht auch
tatsächlich in Anspruch zu nehmen, soll zudem durch Re-
paraturgutscheine und -fonds, Informationskampagnen bis
hin zu Reparaturkursen erhöht werden. Sie sollen außer-
dem umfassenden Zugang zu Ersatzteilen, Werkzeugen und

standardisierten Reparaturinformationen er-
halten, die sie bei der eigenen Reparatur
oder der Bewertung von Reparaturdienst-
leistungen unterstützen (z. B. Art des De-
fekts, Preis, Dauer der Reparatur). Zudem
soll eine Onlineplattform eingerichtet wer-
den, die den Verbrauchern bei der Suche
nach örtlichen Reparaturbetrieben, Verkäu-
fern von aufgearbeiteten Waren (Refurbi-
shing) oder Käufern von defekten Artikeln
hilft.
Während sich Verbraucherverbände zu den
neuen Regelungen und der Stärkung des
„Rechts auf Reparatur“ positiv äußern, ste-

hen andere den Entwicklungen zurecht noch verhalten ge-
genüber und fordern den nationalen Gesetzgeber dazu auf,
die künftige Richtlinie mit Bedacht umzusetzen und noch
verbliebene Lücken zu schließen.
Handwerksverbände befürchten, dass sich die Gewährleis-
tungsfrist zulasten der Handwerksbetriebe – und eben nicht
zulasten der Hersteller – verlängern könnte, was deren Ein-
standspflicht erheblich erhöhen und die Bereitschaft, über-
haupt Reparaturleistungen zu erbringen, senken könnte.
Sowieso stehe auch zu befürchten, dass die Lagerbestände
an Ersatzteilen von zahlreichen kleinen und mittleren
Handwerksbetrieben gar nicht vorgehalten werden können,
weshalb steuerliche Erleichterungen ins Spiel gebracht
werden. IT-Verbände merken an, dass es klarerer Vorgaben
zum Austausch von Refurbished-IT braucht, insbesondere
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weil die IT-Sicherheit bei digitalen Produkten weiter ge-
währleistet werden müsse. Denn was nutzen Austausch
oder Reparatur, wenn das Gerät nicht mit den notwendigen
(Sicherheits-)Updates unterstützt werde. Überhaupt werde
man erst einmal abwarten müssen, ob nun zwar Ersatzteile
und Reparaturdienstleistungen für IT-Geräte verfügbar sei-
en, aber die Hersteller ihre bisherigen Umsätze in Neuware
und in einen schnellen Produkttausch, künftig durch eine
Software-seitige Obsoleszenz fördern.
Dem kann zwar entgegengehalten werden, dass die Re-
gelungen im „Vorschlag für eine Verordnung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rah-
mens für die Festlegung von Ökodesign-Anforderungen für
nachhaltige Produkte und zur Aufhebung der Richtlinie
2009/125/EG“ (sog. Öko-DesignVO-V), der ebenfalls am
23. April 2024 vom Europäischen Parlament gebilligt wur-
de, gerade solche Praktiken einhegen will, die darauf ab-

zielen, die Funktionsfähigkeit eines Produktes z. B. durch
spezifische Konstruktionsmerkmale, Nichtverfügbarkeit
von Ersatzteilen oder fehlende Software-Updates zu beein-
trächtigen. Allerdings gilt das doch nur bezogen auf die im
Verordnungsvorschlag priorisierten Produktkategorien,
weshalb es entscheidend darauf ankommen wird, festzu-
stellen inwieweit diese im Einklang mit den im Repara-
turRL-V benannten Produktkategorien stehen.
Insofern verbleiben eine Reihe kritischer Punkte und Ab-
stimmungsbedarfe, denen sich der nationale Gesetzgeber in
den nächsten Monaten behutsam annehmen muss, um die
gute Idee der „Circular Economy“ fruchtbar weiter zu ent-
wickeln und nicht zu konterkarieren.

Prof. Dr. Dagmar Gesmann-Nuissl, Chemnitz*

* Mehr über die Autorin erfahren Sie auf S. III.

Aufsätze
Dr. Werner Pfeil, Aachen*

Der Einsatz von Drohnen durch öffentliche Stellen, das allgemeine
Persönlichkeitsrecht der Bürger und die eingeschränkte
Datenerhebung bei fehlender Rechtsgrundlage
Die Folge der Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (VGH Bayern)
vom 15.2.2024 (4 CE 23.2267)

In der Antwort (Drs.18/529) zur Kleinen Anfrage 144 „Der
Einsatz von Drohnen durch die Kommunen: Entsteht ein
rechtsfreier Raum mit Blick auf den Datenschutz und die
Privatsphäre?“ (Drs.18/213) lässt die Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen mitteilen, „Das Erstellen von Bild-
und Tonaufnahmen von Personen mittels Drohnen durch
die Kommunen kann einen Eingriff in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung darstellen und bedürfte dann
einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage.“ Die Antwort
stammte vom 18.6.2022. Gesetzesvorlagen sind daraus
nicht hervorgegangen.1 Daneben hat jüngst der Bayerische
Verfassungsgerichtshof in der Entscheidung 4 CE 23.2267
am 15.2.2024 entschieden, dass es in dem Bundesland
Bayern an einer hinreichenden Rechtsgrundlage für einen
ohne Einwilligung des Grundstückseigentümers durch-
geführten Drohnenflug über sein Wohngrundstück zur Her-
stellung und Weiterverarbeitung von Lichtbildaufnahmen
im Auftrag einer Gemeinde fehlt und daher der Einsatz
von Drohnen unzulässig ist. Die inhaltliche Argumentation
dürfte auch auf alle anderen Bundesländer zutreffen.

I. Allgemeines

Seit dem 11.9.2018 ist die Europäische Union für den Erlass
EU-weit geltender Regelungen der unbemannten Luftfahrt
für alle Gewichtsklassen zuständig. In Deutschland gilt bis
31.12.2020 eine Drohnen-Verordnung, die ab dem 1.1.2021
durch eine neue EU-Drohnen-Verordnung ersetzt wurde2,
deren Ziel es ist, einen einheitlichen Rechtsrahmen für den
Betrieb von Drohnen innerhalb der EU zu schaffen. Sie
sieht auch zahlreiche Einschränkungen vor. Behörden dür-
fen jedoch Ausnahmen und Sondergenehmigungen ertei-
len, sofern vom Fluggerät keine besondere Gefahr ausgeht
und der Flugverkehr nicht maßgeblich gefährdet wird.

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) hat darüber hinaus im Mai 2020 einen
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* Mehr über den Autor erfahren Sie auf S. III.
1 Im Innenausschuss des Landtages von NRW vom 22.2.2024 hat dieser

die Schaffung einer Gesetzesvorlage abgelehnt.
2 VO: 2019/945, 2019/947 und 2020/639 und 2020/746. Aufgrund der

Corona-Pandemie wurde der Termin für die Anwendung der Durch-
führungsVO (EU) 2019/974 auf den 31.12.2020 verschoben.
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